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Vorwor t 

Die Angleichung von Rechtsvorschriften  über die Beschaffenheit  von 
Waren innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft  w i r f t  viel-
fältige rechtliche Probleme auf, die in Rechtsprechung und Literatur 
bisher überhaupt nicht oder nur unvollständig behandelt worden sind. 
Dies gi l t sowohl für die Rechtsgrundlagen im EWG-Vertrag zur Beseiti-
gung dieser „technischen Handelshemmnisse" als auch ganz besonders 
für die Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Einbeziehung tech-
nischer Normen der Wirtschaft  in Rechtsvorschriften  der Europäischen 
Gemeinschaften. M i t dieser Arbeit soll versucht werden, diese Lücken 
wenigstens teilweise zu schließen. Bei der Behandlung der einzelnen 
Probleme soll insbesondere darauf geachtet werden, daß nicht nur recht-
lich zulässige, sondern auch praktisch verwertbare Lösungswege auf-
gezeigt werden. 

Die Arbeit lag im Wintersemester 1971/72 dem Fachbereich Rechts-
wissenschaft der Universität Tübingen als Dissertation vor. Das Manu-
skript wurde, von geringfügigen Änderungen und Ergänzungen der 
Anmerkungen abgesehen, im Jul i 1971 abgeschlossen. 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Prof.  Dr. Thomas Oppermann, b in 
ich für die Anregung zu diesem Thema und für die Betreuung der 
Arbeit zu großem Dank verpflichtet. 

Ohne die bereitwill ige Unterstützung von vielen Beamten der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften, besonders erwähnen möchte 
ich hier Herrn Dr. Florent Bonn, wäre die Anfertigung der Arbeit nicht 
möglich gewesen. Ihnen allen gi l t mein besonderer Dank. 

Der Stifterverband  für die Deutsche Wissenschaft hat die Veröffent-
lichung der Arbeit durch einen Zuschuß zu den Druckkosten gefördert. 

Herrn Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann danke ich für die Auf-
nahme der Arbeit in sein Verlagsprogramm. 

Tübingen, im November 1972 
Reinhard  Starkowski 
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Ein le i tung 

Während der Übergangszeit des Gemeinsamen Marktes von 1958 
bis 1970 wurden die Zölle und mengenmäßigen Ein- und Ausfuhrbe-
schränkungen innerhalb der EWG weitgehend abgebaut. Dies führte 
zu einer beträchtlichen Ausweitung des innergemeinschaftlichen Wa-
renverkehrs 1. Die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes, der einen 
Warenaustausch innerhalb der Gemeinschaft unter binnenmarktähn-
lichen Verhältnissen ermöglichen soll, ist damit jedoch noch keineswegs 
abgeschlossen. Der Wegfall der traditionellen Handelsbehinderungen 
machte es vielmehr besonders deutlich, daß noch eine Vielzahl von 
indirekten Handelshemmnissen einen freien Warenaustausch innerhalb 
der Gemeinschaft behindern2. Zu diesen indirekten oder nichttarifären 
Handelshemmnissen3 zählen neben Handelsbeeinträchtigungen durch 
unterschiedliche Rechtsvorschriften  auf den Gebieten des Steuer- und 
Abgabenrechts, des Patentrechts, des öffentlichen  Vergaberechts etc. 
vor allem die Behinderungen des freien Warenaustausches durch unter-
schiedliche Vorschriften,  die aus Gründen der öffentlichen  Sicherheit 
und Ordnung im Bereich der Produktion, Vermarktung und Verwen-
dung von Gütern von den einzelnen Mitgliedstaaten erlassen worden 
sind. 

Für diese A r t der indirekten Handelshemmnisse, die aus unterschied-
lichen Vorschriften  über die Beschaffenheit  von Waren entstehen, hat 
sich weitgehend die Bezeichnung „technische Handelshemmnisse" 
durchgesetzt4. 

Die Beseitigung dieser technischen Handelshemmnisse w i rd i n den 
kommenden Jahren die Organe der Gemeinschaft und die einzelnen 
Mitgliedsstaaten in zunehmendem Maße beschäftigen. Dies ergibt sich 
allein aus der Zahl der Richtlinienvorschläge, die dem Rat von der 
Kommission auf diesem Gebiet bereits zugeleitet wurden oder in näch-
ster Zeit vorgelegt werden sollen. 

1 Vgl. Pacces, S. 165. 
2 Siehe hierzu Seidel, Europa-Informationen  12/68,113 f. 
8 Zu den wesentlichsten, den Welthandel behindernden nichttarifären 

Handelshemmnissen siehe: Chambre de Commerce International, Obstacles, 
S. 3 ff. 

4 Siehe z.B. „Allgemeines Programm" vom 28. Ma i 1969 zur Beseitigung 
der technischen Hemmnisse i m Warenverkehr, die sich aus Unterschieden i n 
den Rechts- und Verwaltungsvorschriften  der Mitgliedstaaten ergeben, 
A B L C 76/1 ff.  vom 17. 6.1969 und Bonn, RMC 1969, S. 369 ff. 
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Die Beseitigung der technischen Handelshemmnisse bringt jedoch 
auf dem Gebiet der gewerblichen Erzeugnisse, das hier vor allem be-
handelt werden soll, rechtliche Probleme mit sich, die entweder in der 
Literatur noch kaum Beachtung gefunden haben, oder über deren 
Lösung sich zumindest noch keine einheitliche Meinung gebildet hat. 
Neben den allgemeinen, mi t der Angleichung von Rechtsvorschriften 
zusammenhängenden Fragen ergeben sich auf dem Gebiet der „tech-
nischen" Vorschriften  eine Fülle von Problemen aus einer Besonderheit 
dieses Rechtsgebietes, nämlich der engen Verflechtung von Rechtsvor-
schriften mi t nicht- oder halbstaatlichen Normen von Normungsver-
bänden der Wirtschaft.  Diese Verflechtung ist, wenn auch in sehr unter-
schiedlicher Ausgestaltung, in allen Mitgliedstaaten zu beobachten. Da 
diesen Normen sowohl wegen der Verwendung in Rechtsvorschriften, 
als auch wegen der von ihnen ausgehenden tatsächlichen Wirkungen 
auf die Warenproduktion, eine sehr erhebliche Bedeutung zukommt, 
müssen sie bei der Behandlung rechtlicher Probleme im Zusammen-
hang mi t der Beseitigung technischer Handelshemmnisse immer genau-
estens im Auge behalten werden. 

I m Rahmen dieser Arbeit soll deshalb neben allgemeinen Fragen der 
Rechtsangleichung, die bei der Angleichung technischer Vorschriften 
akut werden können, z. B. 

— welche Rechtsgrundlagen im EWGV für eine Beseitigung technischer 
Handelshemmnisse in Betracht kommen, 

— auf welche A r t und Weise die zu erlassenden Richtlinien ausgestal-
tet werden können, 

— wie die Anpassung dieser Richtlinien an den technischen Fortschritt 
erfolgen kann etc. 

vor allem darauf eingegangen werden, 

— welche Möglichkeiten der EWGV für eine Angleichung der nicht-
staatlichen Normen bietet, 

— in welcher Weise und unter welchen Voraussetzungen derartige 
Normen bei der Ausgestaltung von Richtlinien zur Beseitigung 
technischer Handelshemmnisse berücksichtigt werden können 

— und welche institutionellen und organisatorischen Maßnahmen von 
den Organen der Gemeinschaft getroffen  werden könnten, um eine 
verstärkte Aufnahme dieser Normen in Richtlinien zu ermöglichen 
und um eine Harmonisierung dieser Normen in der Gemeinschaft 
zu fördern. 

Ziel dieser Arbeit soll es nicht sein, eine umfassende Untersuchung 
über die rechtlichen Probleme der Beseitigung technischer Handels-
hemmnisse zu liefern. Es soll vielmehr versucht werden, zur Lösung 
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einiger spezieller, bei der Angleichung technischer Rechtsvorschriften 
und Normen auftauchender Probleme einen Beitrag zu leisten. 

Um eine allzuweite Ausdehnung der Problematik zu vermeiden und 
um ein vertieftes Eingehen auf die rechtlich mögliche und empfehlens-
werte Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen Rechtsvorschriften 
und Normen in der EG zu ermöglichen, sollen sich die folgenden Unter-
suchungen auf Probleme im Zusammenhang mi t gewerblichen Erzeug-
nissen beschränken. Auf diesem Sektor ist das Zusammenspiel zwischen 
Rechtsvorschriften  und Normen am stärksten entwickelt. Ausgeklam-
mert werden sollen einmal die Sachbereiche, die nicht unter den EWGV 
fallen, also die vom EGKS-Vertrag und vom Euratom-Vertrag erfaßten 
Produkte, da in diesen Verträgen Sonderregelungen enthalten sind, 
die auf anderen Gebieten nur sehr begrenzt verwertbar sind. 

Von den unter den EWGV fallenden Sachbereichen sollen diejenigen 
nicht behandelt werden, für die der EWGV Sonderregelungen getroffen 
hat, für die insbesondere die Errichtung einer gemeinsamen Pol i t ik 
vorgesehen ist. Es soll also insbesondere nicht darauf eingegangen wer-
den, ob und wieweit auch die Ar t . 43 ff.  oder 75 ff.  zur Beseitigung tech-
nischer Handelshemmnisse auf diesen Sektoren herangezogen werden 
können. 

Eine Ausklammerung der Lebensmittel und Pharmazeutika empfahl 
sich schließlich wegen der vielen spezifischen Probleme dieser Sach-
bereiche. Erwähnt sei bei den Lebensmitteln nur die enge Verknüp-
fung mi t der Agrarpol i t ik und bei den Pharmazeutika die Querverbin-
dungen zum Warenzeichenschutz und zum Krankenkassenwesen. 


